
   

 
Europäischer Druck auf den Kreml 

Der verbrecherische Angriffskrieg Russlands gegen die 

Ukraine geht bald in die vierte Woche. Uns erreichen 

immer mehr schreckliche Bilder zerstörter Städte und 

Dörfer. Krankenhäuser werden beschossen, wir wer-

den Zeugen russischer Kriegsverbrechen. Die weitere 

Eskalation durch Russland zwingt uns, die Sanktionen 

nachzuschärfen. Wir unterstützen die Europäische 

Union bei diesem Vorgehen.  

Der Zustrom ukrainischer Kriegsflüchtlinge hält unver-

mindert an. Wir brauchen eine gerechte Verteilung 

der Flüchtlinge in Deutschland und in Europa. Manche 

Regionen sind bereits kurz vor der Überlastung, ande-

re haben noch Kapazitäten. Wir drängen die Bundes-

regierung dazu, die Lage endlich mit Ländern und 

Kommunen zu koordinieren. Viele Bürgerinnen und 

Die Woche im Bundestag 

Bürger zeigen hier unermüdlichen Einsatz – sei es 

privat oder im Ehrenamt. Ihnen gilt unser herzlicher 

Dank. Europa zeigt sich in diesen Tagen vereint in 

Humanität und Hilfsbereitschaft. Es ist der Gegen-

entwurf zu Putins verbrecherischem Regime.   

Am Donnerstag sprach der ukrainische Präsident 

Wolodymyr Selenskyj in einer historischen Videoan-

sprache zu den Abgeordneten des Deutschen Bun-

destages. Eine Debatte mit Regierungserklärung im 

Anschluss an die Rede lehnten die Fraktionen von 

SPD, Grünen und FDP ab und gingen einfach über 

die mehr als deutlichen Worte Präsident Selenskyjs 

hinweg. Wir haben dazu ausdrücklich unseren Wi-

derspruch und unsere Missbilligung zum Ausdruck 

gebracht! Es ist beschämend, wenn das Parlament 

nach diesem verzweifelten Hilferuf ohne Ausspra-

che lediglich zur Tagesordnung übergeht.  
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Große Chance auf gleichwertige Lebensverhältnisse vertan 

Zur Ablehnung unseres Antrags zur Einsetzung eines Parla-

mentarischen Beirats für gleichwertige Lebensverhältnisse 

durch die Regierungsfraktionen erklärt der Vorsitzende der 

Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, André Berghegger:  

„Mit der Einsetzung eines Parlamentarischen Beirats für 

gleichwertige Lebensverhältnisse hätte der Deutsche Bun-

destag einen wichtigen Beitrag zur Erreichung des im 

Grundgesetz normierten Zieles leisten können. Damit hätte 

die Möglichkeit bestanden, parlamentarische Beratungsver-

fahren mit Blick auf Aspekte gleichwertiger Lebensverhält-

nisse intensiver zu begleiten als dies in einem anderen Gre-

mium wie einem mitberatenden Ausschuss oder einem 

Unterausschuss möglich ist. Offensichtlich haben die Regie-

rungsfraktionen Sorge, dass ihr Regierungshandeln durch 

eine intensivere parlamentarische Begleitung stärker in den 

Auswirkungen auf gleichwertige Lebensverhältnisse hinter-

fragt werden und dies zu großer Kritik führen könnte. Wer 

etwas für gleichwertige Lebensverhältnisse in Deutschland 

tun möchte und wer sich wirklich für starke Kommunen 

einsetzen möchte, der hat heute für unseren Antrag ge-

stimmt – die Regierungsfraktionen haben dagegen ge-

stimmt und damit deutlich zum Ausdruck gebracht, wel-

chen geringen Stellenwert gleichwertige Lebensverhältnisse 

aus Regierungsperspektive haben.“ 

Pandemiebedingte Regelungen im Elterngeld 

Zur Verlängerung der pandemiebedingten Sonderregelun-

gen im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz erklärt die 

frauenpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Fraktion im 

Deutschen Bundestag, Silvia Breher:  

„Sowohl mit unserer Initiative zur Verlängerung der pande-

miebedingten Elterngeldregelungen als auch mit unserem 

Änderungsantrag haben wir als CDU/CSU die Ampel wach-

gerüttelt. Seit Ende 2021 mussten werdende Mütter und 

Väter, die pandemiebedingt in Kurzarbeit oder arbeitslos 

sind und ihre Kinder wegen der Pandemie zu Hause be-

treuen, darum bangen, kaum Elterngeld zu bekommen. Die 

Eltern mussten sogar fürchten, Elterngeld zurückzahlen zu 

müssen, wenn sie die Voraussetzungen beim Partner-

schaftsbonus pandemiebedingt nicht erfüllen konnten. Bis-

lang hatte die Ampel keinerlei Handlungsbedarf gesehen, 

den betroffenen Eltern zu helfen. Nur durch massiven Druck 

auf die Ampel konnten wir als Union die Verlängerung der 

pandemiebedingten Elterngeldreglungen rückwirkend ab 

31. Dezember 2021 bis zunächst 23. September 2022 

durchsetzen. Monate, in denen werdende Mütter und Vä-

ter Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld, Kinderkrankengeld 

oder andere pandemiebedingte Leistungen bezogen haben, 

können weiterhin bei der Berechnung des Elterngeldes aus-

geklammert werden. Sie müssen auch kein Elterngeld zu-

rückzahlen, wenn sie glaubhaft machen können, dass sie die 

Voraussetzungen beim Partnerschaftsbonus pandemiebe-

dingt nicht erfüllen können. Wir sind erleichtert, dass die 

Koalitionsfraktionen in letzter Minute unsere Forderung 

aufgegriffen haben und Familien von diesen Sonderregelun-

gen im Elterngeld profitieren werden.“ 
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100 Tage-Bilanz – Ampel-Agrarpolitik im Winterschlaf  

Zu den ersten 100 Tagen der Ampel-Regierung in der Agrar- 

und Ernährungspolitik erklärt der agrar- und ernährungspo-

litische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Albert 

Stegemann:  

„Die 100-Tage-Bilanz der Ampel in der Agrar- und Ernäh-

rungspolitik ist mehr als ernüchternd. Es gab viele Ankündi-

gungen von Bundeslandwirtschaftsminister Özdemir, aber 

keine einzige parlamentarische Vorlage. Kein einziger Ge-

setzentwurf und keine Verordnung wurden im Bundeskabi-

nett verabschiedet. Stattdessen hat Minister Özdemir viele 

Interviews geführt und Talkshows besucht – ohne greifbare 

Ergebnisse für die Landwirte und Verbraucher. Die Ampel 

steckt tief und fest im Winterschlaf und muss endlich auf-

wachen. Mit ihrem Nichtstun schadet sie den Bäuerinnen 

und Bauern. 

Während als Folge von Putins Krieg gegen die Ukraine die 

internationalen Marktverwerfungen zunehmen und die 

Versorgung mit Lebens- und Futtermitteln viele Menschen 

umtreibt, hält Bundesminister Özdemir an alten grünen 

Ideologien wie Flächenstilllegungen in der Gemeinsamen 

Europäischen Agrarpolitik fest. Umweltstrategien der EU 

wie der Green Deal will er trotz des weltweiten Ausfalls der 

wichtigsten Exportregion für Getreide, Ölsaaten und Ei-

weißpflanzen nicht neu bewerten, obwohl dies renommier-

te Agrarwissenschaftler fordern. 

Bei der Haltungs- und Herkunftskennzeichnung von Fleisch 

bewegt sich nach 100 Tagen Özdemir nichts. Gleiches gilt 

für eine tragfähige Finanzierung für die Umsetzung der Bor-

chert-Empfehlungen zum Umbau der Nutztierhaltung. Die 

Grünen verhaken sich darüber mit der FDP. Und während 

Frankreich bei der Einführung einer verpflichtenden Her-

kunftskennzeichnung von Fleisch in Restaurants und Kanti-

nen mutig vorangeht, wartet die Bundesregierung seelenru-

hig auf Vorschläge der EU-Kommission, die frühestens ge-

gen Jahresende vorliegen sollen. Verantwortliche Politik für 

den Agrarstandort Deutschland geht anders. 

Oft fehlte es in den ersten 100 Tagen auch an seriösen Aus-

sagen. In einem seiner ersten größeren Interview ernannte 

sich der Minister sogar gleich zum obersten Anwalt aller 

Landwirte und erklärte, die Landwirte stünden Schlange 

und profitierten von einem Hanfanbau in nie dagewesenem 

Maße. Auf Nachfrage wurde dann aber deutlich, dass der 

gesamte Anbau von medizinischem Cannabis unter Glas 

und nicht im Freien auf dem Acker stattfindet. 

Die Landwirtinnen und Landwirte erwarten von einem Bun-

deslandwirtschaftsminister, dass dieser endlich handelt und 

nicht hadert. Sie erwarten zu Recht, dass sich ein Bundes-

landwirtschaftsminister um die Ernährungssicherung küm-

mert und nicht parteipolitischen Ideologien hinterher-

rennt.“ 
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Bundestagsbeschluss mit Zustimmung des Bundesrates akti-

viert werden. Der Deutsche Bundestag entscheidet über eine 

Aktivierung des Impfmechanismus, wenn die Situation es 

erfordert. Dieser Vorschlag schafft umsetzbaren und vor al-

lem rechtssicheren Schutz für unser Land - insbesondere vor 

einer künftigen Virusvariante im kommenden Herbst. Unser 

Antrag richtet sich an alle, die für eine Politik des Augenma-

ßes sind. 

Für eine sichere, bezahlbare und souveräne Energieversor-

gung. Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands unter 

Führung von Präsident Putin auf die Ukraine markiert eine 

Zeitenwende in der europäischen Außen- und Sicherheitspo-

litik. Auch in der Energiepolitik müssen alle Handlungsoptio-

nen zur sicheren Energieversorgung und zur Reduzierung von 

einseitigen Abhängigkeiten insbesondere von Russland auf 

den Tisch. Die aktuelle Situation stellt uns bei der Energiever-

sorgung vor eine doppelte Herausforderung: Sicherheit so-

wie Souveränität in der Versorgung, Klimaschutz und Kosten-

eindämmung bei den extrem gestiegenen Energiepreisen. 

Die Regierung muss jetzt handeln und eine Energiestrategie 

für Deutschland vorlegen. Wir brauchen eine Gasversorgung, 

die nicht von Gasimporten aus Russland abhängig ist und 

unsere Souveränität gewährleistet. Zudem muss die Bundes-

regierung ein nationales Sicherheitskonzept für die gesicher-

te Stromversorgung vorlegen und sowohl dauerhafte als 

auch vorübergehende Maßnahmen ergreifen, um die Kosten-

explosion bei den Energiepreisen abzufedern. 

Finanzierung des Politischen Islamismus in Deutschland 

offenlegen und unterbinden. Der Politische Islamismus – in 

Die Woche im Plenum  

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Impfvorsorgegesetz – Ein guter Schutz für unser Land. In 1. 

Lesung befassten wir uns nun auch im Plenum mit unserem 

Vorschlag für ein Impfvorsorgegesetz. Anders als die Koaliti-

onsfraktionen flüchten wir uns nicht in Gruppenanträge, die 

kaschieren sollen, dass die Ampel an dieser Stelle keine ein-

heitliche Position hat.  

Die von uns entwickelte differenzierte Lösung bietet für un-

ser Land die Möglichkeit, jetzt Vorsorge für weitere Pande-

miewellen zu treffen und gleichzeitig flexibel auf weitere Ent-

wicklungen reagieren zu können. Unser Konzept beruht auf 

folgenden Erwägungen: Die Bundesregierung sollte schnellst-

möglich mit dem Aufbau eines Impfregisters beginnen. Be-

reits der Ethikrat hat sich in seiner Stellungnahme für die 

Errichtung ausgesprochen und Wissenschaftler verschiedens-

ter Disziplinen bestätigen uns, wie nützlich eine verbesserte 

Basis an Gesundheitsdaten für die Bekämpfung der Pandemie 

wäre. Darüber hinaus muss die Impfkampagne verbessert 

werden. Denn das vergangene Jahr hat deutlich gezeigt: 

Nichts hilft uns allen so wirkungsvoll bei der Bekämpfung der 

Pandemie wie eine hohe Impfquote in der Bevölkerung. Die 

Bundesregierung muss neue Formate der Impfansprache 

flächig verfügbar machen, die Impfinfrastruktur stärken, ins-

gesamt die Impfkampagne verbessern. Sie muss Milieus an-

sprechen, die bisher eine niedrige Impfquote aufweisen. 

Schließlich fordern wir einen Impfmechanismus mit Aktivie-

rungsmöglichkeit. Dieser kann bei Bedarf kurzfristig durch 
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der letzten Wahlperiode hat der Deutsche Bundestag den 

„Errichtungsbeschluss“ für das Mahnmal gefasst.  Bis heute 

aber ist die Standortfrage nicht geklärt. Das Mahnmal findet 

im Ampel-Koalitionsvertrag keine Erwähnung. Mit dem An-

trag fordern wir die Bundesregierung auf, bis zum 2. Quartal 

2022 einen konkreten Vorschlag für einen Standort für das 

Mahnmal für die Opfer des Kommunismus in der Mitte Ber-

lins zu machen und eine Machbarkeitsstudie in Auftrag zu 

geben. 

Durch Technologieoffenheit die Transformation der Auto-

mobilindustrie beschleunigen und die Klimaschutzziele er-

reichen. Die öffentliche Debatte um Technologieoffenheit 

und Elektromobilität hält an. Eine konkrete und vor allem 

eindeutige Position der Bundesregierung bzw. des Bundes-

verkehrsministeriums war bisher nicht erkennbar. Mit die-

sem Antrag bringen wir unsere differenzierte Position zum 

Ausdruck: Wir fordern Technologieoffenheit im motorisier-

ten Individualverkehr. Alle zur Verfügung stehenden Instru-

mente und Technologien sollen genutzt werden, um die Kli-

maschutzziele zügig zu erreichen. Schnelles und entschlosse-

nes Handeln sowie klare und konkrete Aussagen der Bundes-

regierung sind dringend erforderlich. 

Tempo machen bei Verkehrsprojekten – Weitere Beschleu-

nigungspotenziale heben. Wir wollen die wirtschaftliche 

Dynamik Deutschlands als einer der führenden Wirtschafts-

standorte und einer der zentralen Verkehrsknotenpunkte in 

Europa erhalten und stärken. Dazu müssen wir Infrastruktur-

projekte, insbesondere im Verkehrsbereich, schneller umset-

Kreisen der Sicherheitsbehörden auch „legalistischer Islamis-

mus“ genannt – gibt sich vordergründig gewaltfrei, sein Welt-

bild steht aber in fundamentalem Gegensatz zu Demokratie, 

Pluralismus und individuellen Freiheitsrechten. Der Politische 

Islamismus ist eine Gefahr für unsere freiheitliche Gesell-

schaft und unseren gesellschaftlichen Zusammenhalt. Er ist 

zudem eine Last für den Großteil der Musliminnen und Musli-

me in Deutschland, die ihre Religion ungestört und im Ein-

klang mit unserer freiheitlich demokratischen Grundordnung 

ausüben wollen. Der Antrag fokussiert sich auf die Unterbin-

dung der Finanzierung des Politischen Islamismus in Deutsch-

land. Wir nennen zahlreichen geeignete Maßnahmen, die von 

der Bundesregierung umzusetzen sind. 

Fristenballung bei steuerberatenden Berufen auflösen. Wie 

auch die übrige Wirtschaft sind Steuerberaterkanzleien durch 

die coronabedingten Einschränkungen betroffen. Zudem 

übernehmen Steuerberaterkanzleien Zusatzaufgaben, insbe-

sondere Unterstützung bei der Abwicklung der staatlichen 

Hilfsprogramme. Diese Sonderbelastungen stellen gerade 

kleine und mittlere Kanzleien vor kaum lösbare Probleme. 

Mit unserem Antrag verfolgen wir das Ziel, die anstehende 

Fristenballung bei Steuerberatern abzumildern und fordern 

die Bundesregierung auf, bestimmte Maßnahmen umsetzen. 

Mahnmal für die Opfer des Kommunismus umsetzen – Op-

fer damit auch in Deutschland angemessen würdigen. Das 

„Mahnmal für die Opfer des Kommunismus“ ist eine langjäh-

rige Forderung der Verbände der Opfer kommunistischer 

Gewaltherrschaft. Die Union hat diese immer unterstützt. In 
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"Hotspots" darüber hinausgehende Maßnahmen ermögli-

chen. Die neuen Regelungen sollen bis zum 23. September 

2022 befristet gelten, bestimmte derzeit wirksame Regelun-

gen in den Ländern können zudem übergangsweise bis zum 

2. April 2022 fortgelten. Bis dahin müssen die Länder ihre 

Regeln anpassen. Nach der sehr kritischen Anhörung am 14. 

März 2022 und dem sehr kurzfristigen Verfahren deutet alles 

darauf hin, dass dieser Gesetzentwurf zahlreiche massive 

Kritikpunkte enthält. 

In derselben Debatte berieten wir auch unseren Antrag Bo-

nuszahlung für Leistung der Medizinischen Fachangestellten, 

Zahnmedizinischen Fachangestellten sowie Beschäftigter im 

Rettungswesen in der Corona-Pandemie – Nachhaltige Stär-

kung des Berufsbilds der Medizinischen Fachangestellten 

jetzt voranbringen. 

Gruppenanträge zur Ausgestaltung einer Impfflicht. In 1. 

Lesung befassten wir uns mit den Gruppenanträgen zur Aus-

gestaltung einer Impfflicht: Dem Entwurf eines Gesetzes zur 

Aufklärung, Beratung und Impfung aller Volljährigen gegen 

SARS-CoV-2 (SARSCovImpfG) sowie dem Entwurf eines Ge-

setzes zur Einführung einer verpflichtenden Impfberatung für 

Erwachsene und einer altersbezogenen Impfpflicht ab 50 

Jahren unter Vorbehalt gegen das Coronavirus SARS-CoV-2. 

Diesen Vorschlägen aus den Reihen in dieser Frage weiterhin 

zerstrittenen Ampelkoalition setzen wir unseren differenzier-

ten und gut begründeten Vorschlag eines Impfvorsorgegeset-

zes (s.o.) entgegen. Eine sofortige allgemeine oder altersbe-

zogen partielle Impfflicht lässt sich aus unserer Sicht anhand 

der derzeitigen Lage der Pandemie nicht überzeugend be-

zen. Auch die vom 14. bis 18. März 2022 geplante 

„Tempowoche“ des Verkehrsministeriums NRW zum Thema 

Planungsbeschleunigung zeigt exemplarisch für die Länder, 

wie wichtig dieses Thema ist. Wir knüpfen in unserem Antrag 

thematisch an vier Gesetze zur Planungsbeschleunigung an, 

die die unionsgeführte Regierungskoalition bereits in der 

vergangenen Legislaturperiode im Bundestag beschlossen 

hat. Nun geht es darum, weitere Beschleunigungspotenziale 

zu heben.  

 
2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Gesetz zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes. In dieser 

Sitzungswoche befassten wir uns sowohl in 1., als auch in 

2./3. Lesung mit dem Gesetz zur Änderung des Infektions-

schutzgesetzes.  

Mit Ablauf des 19. März 2022 endet die Geltungsdauer der 

Rechtsgrundlage für die meisten Corona-Schutzmaßnahmen. 

Betroffen sind insbesondere die Regelungen in § 28a Absatz 7 

bis 9 und § 28b des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Diese 

Normen bilden die Grundlage für die einzelnen, von den Län-

dern beschlossenen Maßnahmen. Mit dem Änderungsgesetz 

werden insbesondere den Ländern künftig nur noch 

"Basisschutzmaßnahmen“ weiter gestattet. Zu diesen gehö-

ren die Maskenpflicht in Krankenhäusern und Pflegeeinrich-

tungen sowie im öffentlichen Personennahverkehr. Darüber 

hinaus wird die Testpflicht in Krankenhäusern, Pflegeeinrich-

tungen, Schulen, sowie bestimmten Unterkünften geregelt. 

Außerdem können die Parlamente der Länder in regionalen 
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warme Wohnung zur Schuldenfalle wird. Darüber hinaus 

müssen wir Menschen mit mittleren Einkommen und Fami-

lien weiter entlasten. 

In 1. Lesung befassten wir uns mit dem Gesetz zur Absen-

kung der Kostenbelastungen durch die EEG-Umlage und zur 

Weitergabe dieser Absenkung an die Letztverbraucher. Die 

Abschaffung der EEG-Umlage bereits zum 1. Juli 2022 haben 

wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion bereits am 18. Februar 

2022 mit unserem Antrag "Explosion bei den Energiepreisen 

bekämpfen – Zeitnah wirksam und gerecht entlasten“ (BT-

Drs. 20/725) gefordert. Die Ampelregierung hat unseren Vor-

schlag aufgenommen. Das begrüßen wir. Wir unterstützen 

die vorzeitige Abschaffung der EEG-Umlage und die damit 

verbundene Entlastung.  

In 1. Lesung befassten wir uns zudem mit dem Gesetz zur 

Einführung von Füllstandsvorgaben für Gasspeicheranlagen. 

Das Gesetz zielt darauf ab, unter Beachtung der aktuellen 

Lieferstrukturen und entsprechender Lieferbeeinträchtigun-

gen eine Unterversorgung des deutschen Marktes zu vermei-

den. Um dies zu verhindern und um Preisspitzen ausgleichen 

zu können, sind bestimmte Speicherfüllstände erforderlich. 

Die in Deutschland tätigen Betreiber von Gasspeicheranlagen 

(Speicherbetreiber) haben die Einhaltung der Füllstandsvor-

gaben zu gewährleisten und zu überwachen. Auch hier greift 

die Ampel einen Vorschlag aus unserem Antrag "Explosion 

bei den Energiepreisen bekämpfen – Zeitnah wirksam und 

gerecht entlasten“ (BT-Drs. 20/725) auf.  

gründen. Bemerkenswert ist zudem, dass Bundeskanzler Olaf 

Scholz sich zwar öffentlich mit der Forderung nach einer all-

gemeinen Impfpflicht festgelegt hat. Gleichwohl hat er dafür 

in den Reihen seiner eigenen Koalition aber weiterhin keine 

Mehrheit und flüchtet sich deshalb in Gruppenanträge und 

„Gewissensentscheidungen“. 

Gesetz zur Gewährung eines einmaligen Heizkostenzuschus-

ses aufgrund stark gestiegener Energiekosten. In 2./3. Le-

sung befassten wir uns mit einem Gesetz der Ampelregie-

rung, das Bürger mit kleineren Einkommen von den stark 

gestiegenen Energiekosten durch einen einmaligen Heizkos-

tenzuschuss entlasten soll. Empfänger des Heizkostenzu-

schusses sollen insbesondere Wohngeldbezieher und Auszu-

bildende sein. Die Höhe des Zuschusses beträgt nach dem 

Regierungsentwurf bei Wohngeldempfängern 135 Euro bei 

einem und 175 Euro bei zwei Haushaltsmitgliedern. Für jedes 

weitere Haushaltsmitglied sollen zusätzlich 35 Euro gezahlt 

werden. Auszubildende sollen 115 Euro erhalten. Die Koaliti-

onsfraktionen haben angekündigt, die im Gesetzentwurf vor-

gesehenen Beträge im parlamentarischen Verfahren noch-

mals deutlich anheben zu wollen. 

Wir sehen den Entwurf in der vorliegenden Fassung kritisch. 

Die Schaffung eines Heizkostenzuschusses ist im Grundsatz 

angemessen und wird begrüßt. Grundsätzliche Fragen stellen 

sich jedoch bei der Höhe des Zuschusses, der Abgrenzung zu 

weiteren Personengruppen, die Unterstützung benötigen. Es 

braucht deshalb umfassende, dynamische Anpassungen des 

Wohngelds über den einmaligen Heizkostenzuschuss hinaus, 

die auch in den kommenden Jahren verhindern, dass eine 
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Die Ampel lässt mit dem neuen Infektionsschutzgesetz  fast 

alle Schutzmaßnahmen auslaufen und hinterlässt den Län-

dern nur einen unvollständigen Werkzeugkasten. Damit 

können sie im Ernstfall keinen ausreichend hohen Schutz-

wall gegen das Coronavirus errichten. Klare Kriterien, an-

hand derer die Länder die Maßnahmen in Hotspots anpas-

sen können, bleiben im Dunkeln. Die Länder werden der 

Möglichkeit beraubt, die Maskenpflicht auf den Einzelhandel 

und Teile des öffentlichen Lebens auszuweiten; den Schutz 

von vulnerablen Menschengruppen vergisst die Ampel hier 

vollkommen. Der Entwurf der Ampel ist unzureichend, un-

stimmig und unklar.  

Wir bleiben bei einer Politik mit Augenmaß. Unser Weg 

steht für Besonnenheit und wird der Lage gerecht: Vorsich-

tig bleiben, Vorsorge treffen und mehr Tempo beim Impfen. 

Energiepreise: Schnelle, spürbare Entlastung  

Infolge des Krieges in der Ukraine sind die Energiepreise auf 

historische Höchststände gestiegen. Hohe Spritpreise scha-

den der Allgemeinheit und Wirtschaft. Daher muss die Ampel 

ein gezieltes Hilfspaket für den kleinen Geldbeutel schnüren 

und so schnell für spürbare Entlastung bei Bürgern und Un-

ternehmen sorgen. Wir brauchen kein Bürokratiemonster wie 

das vom Finanzminister geplante Rabattsystem für Benzin. 

Stattdessen muss die Bundesregierung Energiesteuer und 

Umsatzsteuer zügig senken. Viel einfacher und zielgerichteter 

kommt bei Auto- und LKW-Fahrern sowie Tankstellenbetrei-

bern eine befristete Senkung der Mehrwertsteuer auf Benzin 

und Diesel sowie Steuersenkung für Kraftstoffe an. So können 

wir beim Spritpreis bis zu 40 Cent einsparen. Das ist der 

effektivste Weg.  

Konfuse Coronapolitik der Bundesregierung  

Seit Amtsantritt unterliegt die Bundesregierung in der Pan-

demiepolitik einer Fehleinschätzung nach der anderen: Unei-

nigkeit in den eigenen Reihen, die tatsächliche Lage der Pan-

demie wird verkannt. Die Neuinfektionen erreichen einen 

neuen Höchststand, aber die Koalitionsfraktionen streiten 

intern weiter über sich widersprechende Gruppenanträge 

zur Impfpflicht. Bei den Lockerungen steht Ideologie über 

nüchterner Analyse. Die Impfkampagne wurde nicht erneu-

ert und mit einer uninspirierten Werbeaktion schlecht er-

setzt. 
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